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Hybride Erwerbsformen in Deutschland

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Digitalisierung trägt zum Wandel von Erwerbsformen bei. Darunter fin-
den sich auch neue Formen der selbständigen Erwerbsarbeit, wie zum Beispiel 
Solo-Selbständigkeit und hybride Erwerbsformen. Von hybriden Erwerbsfor-
men spricht man, wenn innerhalb der Erwerbsbiografie verschiedene Phasen 
abhängiger und selbständiger Erwerbsarbeit aufeinanderfolgen („hybride Er-
werbsverläufe“) oder bei Mehrfachbeschäftigung mit einer zeitgleichen Kom-
bination von selbständiger und abhängiger Beschäftigung („hybride Selbstän-
digkeit“) (vgl. Schulze Buschoff, Karin (2018): Selbständigkeit und hybride 
Erwerbsformen. WSI Policy Brief Nr. 21).

Sowohl hybride Erwerbsverläufe als auch hybride Selbständigkeit haben in 
den letzten Jahrzehnten kontinuierlich zugenommen (Suprinovič, Olga et al. 
(2016): Einmal Unternehmer, immer Unternehmer? Selbstständigkeit im Er-
werbsverlauf.). Gleichzeitig ist auch die Mehrfachbeschäftigung in den letzten 
Jahren deutlich gestiegen: Im Jahr 2018 gingen 5,3 Prozent der Erwerbstätigen 
mindestens einem Nebenerwerb nach (vgl. www.boeckler.de/wsi_11380
7.htm). Im Jahr 2002 waren es nur 2,2 Prozent.

Die sozialen Sicherungssysteme der Bundesrepublik Deutschland sind in ers-
ter Linie auf abhängige Beschäftigung ausgerichtet. Für die betroffenen Er-
werbstätigen stellen hybride Erwerbsformen daher ein Absicherungsrisiko dar. 
Da Zeiten der selbständigen Erwerbstätigkeit nicht in die Rentenberechnung 
mit einfließen, entstehen Sicherungslücken im Lebenslauf, was zu prekären 
Lebenslagen im Alter führen kann (vgl. Bührmann, Andrea D. et al. (2018): 
Hybride Erwerbsformen). Doch nicht nur für die Erwerbstätigen sind hybride 
Erwerbsformen ein Risiko: „Wenn einer Rentnergeneration, die hundert Pro-
zent ihres Lebenseinkommens aus abhängiger Beschäftigung erzielte, eine Be-
schäftigtengeneration nachfolgt, die nur noch sechzig Prozent ihres Erwerbs-
einkommens aus sozialversicherungspflichtiger abhängiger Arbeit bezieht, er-
geben sich Finanzierungsprobleme für das System“ (ebd.).
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V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Eine zukunftsfeste Gestaltung von Arbeitsmärkten und sozialer Sicherung in ei-
ner sich wandelnden Arbeitswelt zählt die Bundesregierung zu ihren zentralen 
Aufgaben. In den Fragestellungen aufgegriffene Entwicklungen wie vermehrte 
Wechsel zwischen biografischen Episoden, die auch durch neue Technologien 
vereinfachte gleichzeitige Ausübung mehrerer Beschäftigungen oder Abgren-
zungsprobleme von selbständigen und abhängigen Tätigkeiten bringen arbeits- 
und sozialpolitische Herausforderungen mit sich, derer sich die Bun-
desregierung unter anderem mit der geplanten Einführung einer Altersvorsorge-
pflicht für Selbständige annimmt.
Die statistische Erfassung der in der Fragestellung als „hybride Erwerbsfor-
men“ beschriebenen wachsenden Flexibilität ist zum Teil mit Unschärfen be-
haftet und trifft insbesondere bei langen Betrachtungszeiträumen auf 
Datenverfügbarkeits- und Abgrenzungsprobleme. Breit angelegte Erhebungen 
konzentrieren sich häufig auf den Hauptstatus und erfassen Nebentätigkeiten 
nicht detailliert. Zudem handelt es sich vielfach um Stichtagsbetrachtungen, so 
dass insbesondere unterjährige Veränderungen ausgeblendet bleiben. Ferner 
schließen Umfragedaten mit ihrer begrenzten Stichprobengröße oftmals die 
Analyse sehr spezifischer Personengruppen weitgehend aus. Der Wandel der 
Erwerbsformen ist nicht einfach typisierbar. Dies zeigen viele der zu diesem 
Themenbereich beauftragten Forschungsvorhaben, darunter auch zum Beispiel 
die Forschungsberichte 465 und 514 des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales (BMAS) zur Erwerbstätigkeit von Selbständigen in Deutschland oder 
die Studie des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie „Eine Wachs-
tumsstrategie für das digitale Zeitalter“. Entsprechend liegen zu einigen der ge-
stellten Fragen keine quantitativen Übersichten vor.
Bei Fragen, in denen nach Branchen differenzierte Werte gefordert sind, wurde 
einheitlich die in Frage 15 vorgegebene Untergliederung in die fünf Wirt-
schaftszweige „Dienstleistungen, Handel, Handwerk, Industrie und Andere“ zu 
Grunde gelegt. Methodische Hinweise des Statistischen Bundesamts zur
Anwendung dieser Gliederung auf Daten des Mikrozensus sind im Anhang ent-
halten.*

 1. Wie viele Erwerbstätige arbeiten nach Kenntnis der Bundesregierung in 
alleiniger, und wie viele in hybrider Selbständigkeit (Selbständigkeit plus 
abhängige Beschäftigung oder andere Erwerbsformen) (bitte, soweit 
möglich, nach zusätzlicher Erwerbsform, Alter, Geschlecht, Bildungsab-
schluss und Branche differenzieren)?

Die Anzahl der Selbständigen in Deutschland belief sich im Jahr 2018 nach 
vom Statistischen Bundesamt ermittelten Ergebnissen des Mikrozensus auf 
4,009 Mio. Personen. Wenn auch Nebentätigkeiten betrachtet werden, war im 
Jahr 2018 bei 4,673 Mio. Personen eine selbständige Tätigkeit zu verzeichnen. 
764 Tsd. Personen befanden sich in einer hybriden Selbständigkeit im Sinne der 
Fragestellung. Nach den abgefragten Merkmalen differenzierte Ergebnisse sind 
soweit verfügbar in Tabelle 1 im Anhang wiedergegeben.*

* Von einer Drucklegung der Tabellen bzw. des Anhangs wird abgesehen. Diese sind bzw. dieser ist auf Bundestags-
drucksache 19/16658 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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 2. Wie viel Prozent der Erwerbstätigen wechseln nach Kenntnis der 
Bundesregierung im Laufe ihres Berufslebens aus einer hybriden Selb-
ständigkeit in andere Erwerbsformen (bitte, soweit möglich, nach Art der 
hybriden Erwerbsform, nach Alter und Geschlecht differenzieren)?

 3. Wie viele Erwerbstätige wechseln nach Kenntnis der Bundesregierung 
aus einer alleinigen Selbständigkeit in hybride Selbständigkeit (bitte, so-
weit möglich, nach Art der hybriden Erwerbsform und nach Alter diffe-
renzieren)?

 4. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die durchschnittliche 
Dauer einer hybriden Selbständigkeit, und wie verhält sich diese zur 
durchschnittlichen Dauer alleiniger Selbständigkeit (bitte, soweit mög-
lich, nach Art der Erwerbsform, Alter und Geschlecht differenzieren)?

 5. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Einbettung von 
Selbständigkeit in den Erwerbsverlauf von Erwerbstätigen (bitte nach Er-
werbszustand, Alter und Geschlecht differenzieren)?

 6. Wie viele und welche Erwerbszustände haben Selbständige nach Kennt-
nis der Bundesregierung im Durchschnitt ihres Erwerbslebens (oder ei-
nes bestimmten Zeitabschnitts) durchlaufen (bitte nach Alter bzw. Ko-
horte und Geschlecht differenzieren)?

 7. Wie viele Selbständige waren nach Kenntnis der Bundesregierung im 
Durchschnitt ihres Erwerbslebens (oder eines bestimmten Zeitabschnitts) 
mehrfach selbständig (bitte nach Alter bzw. Kohorte, Geschlecht und 
Branche differenzieren; bitte durchschnittliche Anzahl der Selbständig-
keitsepisoden mit angeben)?

Die Fragen 2 bis 7 werden gemeinsam beantwortet.
Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen. Entsprechende 
Daten liegen nicht vor.

 8. Wie viele Erwerbstätige in der Bundesrepublik Deutschland haben nach 
Kenntnis der Bundesregierung mehr als eine Erwerbstätigkeit (bitte, so-
weit möglich, nach Alter, Geschlecht, Branche und Bundesland differen-
zieren)?

Wie viele sind es im EU28-Durchschnitt?

Wie haben sich die Zahlen für die Bundesrepublik Deutschland und die 
EU28 seit 1994 entwickelt (bitte, soweit möglich, nach Alter, Geschlecht 
und Branche differenzieren)?

Nach Ergebnissen des Mikrozensus übten 2018 von 41,895 Mio. Erwerbstäti-
gen 2,206 Mio. mehr als eine Tätigkeit aus. Die weiteren angefragten Zahlen 
sind soweit verfügbar in den Tabellen 2.1 bis 2.4 im Anhang wiedergegeben.* 
Eine Darstellung in analoger Gliederung für die Mitglieder der EU28 wird vom 
Statistischen Amt der Europäischen Union (Eurostat) nicht veröffentlicht.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/16658 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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 9. Wie viele hybride Selbständige gibt es nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in der Bundesrepublik Deutschland (bitte, soweit möglich, nach Al-
ter, Geschlecht, Branche und Bundesland differenzieren)?

Wie viele sind es im EU28-Durchschnitt?

Wie haben sich die Zahlen für die Bundesrepublik Deutschland und die 
EU28 seit 1994 entwickelt (bitte, soweit möglich, nach Alter, Geschlecht 
und Branche differenzieren)?

Die angefragten Anzahlen von Selbständigen mit einer nichtselbständigen 
Nebenerwerbstätigkeit (hybride Selbständige) in Deutschland sind soweit ver-
fügbar in den Tabellen 3.1 bis 3.4 im Anhang wiedergegeben.* Eine Darstel-
lung in analoger Gliederung für die Mitglieder der EU28 wird vom Statisti-
schen Amt der Europäischen Union (Eurostat) nicht veröffentlicht.

10. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Motive, aus denen 
heraus sich hybride Selbständige für eine Mehrfachbeschäftigung ent-
scheiden?

Es liegen keine belastbaren Erkenntnisse für diesen spezifischen Personenkreis 
vor. Auf die Vorbemerkung der Bundesregierung wird verwiesen.

11. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Häufigkeit und den 
Anteil selbständiger Tätigkeiten unter Mehrfachbeschäftigten?

Auf der Grundlage von Ergebnissen des Mikrozensus weist das Statistische 
Bundesamt für das Jahr 2018 2,206 Mio. Erwerbstätige aus, die mehr als eine 
Tätigkeit ausüben (vgl. Antwort zu Frage 8). Hierin enthalten sind 870 Tsd. Er-
werbstätige mit einer selbständigen Tätigkeit (vgl. Antwort zu Frage 9). Ent-
sprechend gehen rund 39 Prozent der Mehrfachbeschäftigten einer selbständig 
ausgeübten Tätigkeit nach.

12. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über den zeitlichen Umfang 
(tatsächliche wöchentliche Gesamtarbeitsstunden) von anteilig in Selb-
ständigkeit tätigen Mehrfachbeschäftigten?

In Tabelle 4 im Anhang sind die tatsächlich geleisteten Wochenarbeitsstunden 
von Personen angegeben, die mindestens eine selbständige Tätigkeit ausüben, 
differenziert nach Nebentätigkeiten.*

13. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung Anteil und Anzahl 
von Solo-Selbständigen in der Bundesrepublik Deutschland (bitte, soweit 
möglich, nach Alter, Geschlecht, Branche und Bundesland differenzie-
ren)?

Wie viele sind es im EU28-Durchschnitt?

Wie haben sich die Zahlen für die Bundesrepublik Deutschland und die 
EU28 seit 1994 entwickelt (bitte, soweit möglich, nach Alter, Geschlecht 
und Branche differenzieren)?

Die Anzahl der Solo-Selbständigen in Deutschland belief sich im Jahr 2018 
nach Ergebnissen des Mikrozensus auf 2,229 Mio. Bei 41,895 Mio. Erwerbstä-

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/16658 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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tigen insgesamt entspricht dies einem Anteil von 5,3 Prozent. Die weiteren an-
gefragten Daten sind soweit verfügbar in den Tabellen 5.1 bis 5.4 im Anhang 
wiedergegeben.*  Eine Darstellung in analoger Gliederung für die Mitglieder 
der EU28 wird vom Statistischen Amt der Europäischen Union (Eurostat) nicht 
veröffentlicht.

14. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Altersverteilung bei 
Solo-Selbständigen (bitte auch nach Geschlecht differenzieren)?

Eine nach Männern und Frauen differenzierte Darstellung Solo-Selbständiger 
nach Altersgruppen ist in Tabelle 6 im Anhang enthalten.*

15. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über den Anteil von Solo-
Selbständigen innerhalb der Wirtschaftszweige Dienstleistungen, Handel, 
Handwerk, Industrie und andere?

Wie hoch ist umgekehrt der Anteil der oben genannten Wirtschaftszwei-
ge innerhalb der Gruppe der Solo-Selbständigen?

Die angefragten Werte sind in den Tabellen 7.1 und 7.2 im Anhang
wiedergeben.*

16. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Vereinbarkeit von 
Arbeit mit dem Privatleben von Mehrfachbeschäftigten und Solo-
Selbständigen?

Es liegen keine entsprechenden belastbaren Erkenntnisse vor. Im Übrigen wird 
auf die Vorbemerkung der Bundesregierung wird verwiesen.

17. Welchen Zusammenhang sieht die Bundesregierung zwischen der Digita-
lisierung der Arbeitswelt und der Entwicklung bei den hybriden Er-
werbsformen und der Solo-Selbständigkeit?

Welche anderen Faktoren spielen hierbei nach Ansicht der Bundesregie-
rung eine Rolle?

Was plant die Bundesregierung im Hinblick auf diese Entwicklung zu 
unternehmen?

Die Digitalisierung eröffnet neue Chancen, etwa für mehr zeit- und ortsflexi-
bles Arbeiten, birgt aber auch Herausforderungen (vgl. Antwort der Bundes-
regierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. „Soziale Auswir-
kungen von Arbeit 4.0 auf Frauen und die Geschlechtergerechtigkeit“ auf Bun-
destagsdrucksache 19/7925). Diese Aussage trifft auf Mehrfachbeschäftigte 
und Solo-Selbständige ebenso wie auf andere Erwerbstätige zu.
Die Entwicklung der Zahl der Mehrfachbeschäftigten und Solo-Selbständigen 
hängt eng mit der Entwicklung der Gesamtwirtschaft und des Arbeitsmarkts 
zusammen. So haben beispielsweise bis 2012 der sektorale und funktionale 
Wandel (etwa die verstärkte Tendenz zu Auslagerungen bestimmter Funktionen 
an Freiberuflerinnen und Freiberufler), aber auch Sondereinflüsse (etwa die Li-
beralisierung des Handwerksrechts) für einen Anstieg der Zahl der Solo-
Selbständigen gesorgt; seit 2012 hat die günstige Konjunktur einen Rückgang 

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/16658 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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bewirkt (vgl. Tabelle 5 im Anhang und BMAS-Forschungsbericht 465, „Solo-
Selbstständige in Deutschland – Strukturen und Erwerbsverläufe“).*
Angesichts dieser Ausgangslage geht es darum, den digitalen Strukturwandel – 
auch mit Blick auf die sozialen Sicherungssysteme – für alle Erwerbstätigen 
aktiv zu gestalten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Digitalisierung der Ar-
beitswelt und die Entwicklung von Mehrfachbeschäftigung und Solo-
Selbständigkeit zu einer Ausdifferenzierung unterschiedlicher Erwerbsformen 
führt.
Die Bundesregierung beobachtet dazu den Arbeitsmarkt genau und passt den 
Rechtsrahmen entsprechend an. Sie erarbeitet gemäß einer Vereinbarung im 
Koalitionsvertrag für diese Legislaturperiode einen Gesetzentwurf, mit dem al-
le bisher nicht obligatorisch abgesicherten Selbständigen in die Versicherungs-
pflicht zur gesetzlichen Rentenversicherung einbezogen werden, mit der Mög-
lichkeit des Opt-Out bei Nachweis einer anderweitigen adäquaten Absicherung.
Die Bundesregierung will Unternehmen und Erwerbstätigen ermöglichen, die 
Potenziale der Digitalisierung und neuer Geschäftsmodelle, wie der Plattformö-
konomie, zu nutzen. Gleichzeitig müssen aber auch hier gute Bedingungen und 
soziale Absicherung gewährleistet sein. Die Bundesregierung prüft daher kon-
krete Vorschläge zur Gestaltung der Arbeit in der Plattformökonomie.

18. Welche Erkenntnisse konnte die Bundesregierung im Rahmen des Zu-
kunftsdialogs des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales im letzten 
Jahr zu hybriden Erwerbsformen und den Leitlinien einer künftigen Fi-
nanzierung des Sozialstaates gewinnen?

Zum Thema „hybride Erwerbsformen“ war es während des Zukunftsdialogs 
„Neue Arbeit – Neue Sicherheit“ des BMAS ein vielfach geteiltes Anliegen, 
den Erwerbsstatus früher, schneller und sicherer bestimmen zu können. Dazu 
wurde gefordert, Verbesserungen am sogenannten Statusfeststellungsverfahren 
bei der Clearingstelle der Deutschen Rentenversicherung Bund vorzunehmen 
und zwischen abhängiger und selbständiger Tätigkeit eine einfachere und trans-
parente Abgrenzung zu ermöglichen. Zum Thema „Finanzierung des Sozial-
staats“ wurde von verschiedenen Seiten angesichts fundamentaler Verände-
rungen in den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen (etwa mit Blick auf die 
Digitalisierung) unter anderem die Notwendigkeit einer breiten Finanzierungs-
basis der Sozialversicherung herausgestellt.

19. Trifft es nach Einschätzung der Bundesregierung zu, dass durch hybride 
Erwerbsformen Sicherungslücken im Lebenslauf von Erwerbstätigen 
entstehen können, die nicht durch eine private Absicherung geschlossen 
werden können?

Welche Schritte plant die Bundesregierung, um diesen Missstand zu be-
heben, und wann ist mit diesen Schritten zu rechnen?

Hält die Bundesregierung eine Opt-in-Lösung bei der Einbeziehung von 
Selbständigen in die Rentenversicherung für ausreichend, um Altersar-
mut effektiv zu verhindern?

Das System der sozialen Sicherung von Erwerbstätigen in Deutschland fußt auf 
gesetzlicher und privater Vorsorge. Während abhängig Beschäftigte in allen 
Zweigen der Sozialversicherung pflichtversichert sind, sind Selbständige – 
auch bei einer lediglich vorübergehenden bzw. hybriden Tätigkeit – grundsätz-

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/16658 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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lich selbst verantwortlich, ihre soziale Absicherung privat zu organisieren. Er-
hebungen zeigen, dass es einen signifikanten Anteil an Selbständigen gibt, die 
über keinen adäquaten Sozialschutz verfügen (vgl. BMAS-Forschungsbericht 
514, „Selbstständige Erwerbstätigkeit in Deutschland“).
Schätzungen zufolge sind etwa drei Viertel der Selbständigen, das entspricht ca. 
3 Millionen, nicht obligatorisch für das Alter abgesichert (vgl. BMAS-
Forschungsbericht 514). Vor diesem Hintergrund sieht der Koalitionsvertrag ei-
ne gründerfreundliche Einbeziehung von Selbständigen in die gesetzliche Ren-
tenversicherung mit Opt-Out Lösung bei entsprechender privater Vorsorge vor. 
Eine Opt-In Lösung ist hingegen nicht vorgesehen. Das BMAS ist aktuell mit 
der Ausarbeitung des Koalitionsvorhabens befasst.
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